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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 260. Sitzung am 12. Juli 
1963 beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die Fortsetzung 
aufgelöster saarländischer Unternehmen 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Auffassung der Bundesregierung ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Fortsetzung aufgelöster saarländischer Unternehmen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 j 

(1) Die Hauptversammlung (Gesellschafterver- 
sammlung) einer nach § 56 Abs. 1 Satz 1 des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland vom 30. Juni 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 372) aufgelösten Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien oder 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung kann inner- 
halb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Fortsetzung der Gesellschaft beschließen. Die 
Fortsetzung kann nur beschlossen werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Aktionäre (Gesell- 
schafter) begonnen ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fortset- 
zung die Neufestsetzung der Kapitalver- 
hältnisse der Gesellschaft nach dem Drit- 
ten Abschnitt des D-Markbilanzgesetzes 
für das Saarland beschlossen wird. Für die 
Neufestsetzung gilt hinsichtlich des 
Mindestnennbetrages des Grundkapitals 
(Stammkapitals) nach der Neufestsetzung 
§ 28 Abs. 1 und 2 des D-Markbilanzgeset- 
zes für das Saarland. 

Für den Beschluß der Hauptversammlung (Gesell- 
schafterversammlung) genügt die einfache Mehrheit ^ 
des bei der Beschlußfassung vertretenen Neruikapi- , 
tals ohne Rücksicht auf die Stimmenzahl. Eines Son- | 
derbeschlusses einzelner Aktiengattungen bedarf es j 
nicht. Dies gilt auch dann, wenn die Satzung (Ge- I 
seilschaftsvertrag) etwas anderes bestimmt. 

(2) Die Abwickler haben die Fortsetzung der Ge- 
sellschaft zur Eintragung in das Handelsregister an- 
zumelden; sie haben bei der Anmeldung nachzu- | 
weisen, daß noch nicht mit der Verteilung des Ver- j 
mögens der Gesellschaft unter die Gesellschafter i 
begonnen worden ist. 

(3) Der Fortsetzungsbeschluß hat keine Wirkung, 
bevor er und der Beschluß über die Neufestsetzung 
der Kapitalverhältnisse in das Handelsregister des i 
Sitzes der Gesellschaft eingetragen worden sind; die | 


beiden Beschlüsse sollen nur zusammen in das Han- 
delsregister eingetragen werden. 

(4) Wird eine Gesellschaft fortgesetzt, so ist sie 
steuerlich so zu behandeln, als ob sie nicht nach § 56 
Abs. 1 Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes für das 
Saarland aufgelöst gewesen wäre. 

§ 2 

(1) Die Generalver sammlung einer nach § 56 Abs. 4 
in Verbindung mit § 56 Abs. 1 Satz 1 des D-Mark- 
bilanzgesetzes für das Saarland aufgelösten Genos- 
senschaft kann innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Fortsetzung der Genos- 
senschaft beschließen. Die Fortsetzung kann nur be- 
schlossen werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermöigens unter die Genossen begonnen 
ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fortset- 
zung die nach dem Vierten Abschnitt des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland 
notwendigen Änderungen des Statuts be- 
schlossen werden. 

Für den Beschluß der Generalversammlung genügt 
die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
auch wenn das Statut etwas anderes bestimmt. 

(2) § 1 Abs. 2 bis 4 gilt sinngemäß. 

§ 3 

§ 56 Abs. 5 des D-Markbilanzgesetzes für das 
Saarland ist, soweit in §§ 1,2 dieses Gesetzes etwas 
anderes bestimmt ist, nicht anzuwenden. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


§ 56 Abs. 1 und 4 des D-Markbilanzgesetzes für das 
Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 372) ordnet die Auflösung von Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung und eingetra- 
genen Genossenschaften mit Sitz im Saarland an, die 
den Beschluß über die Neufestsetzung ihrer Kapi- 
talverhältnisse bzw. den Beschluß über die nach 
dem Vierten Abschnitt des Gesetzes notwendigen 
Änderungen des Statuts bis zum 30. Juni 1961 nicht 
zur Eintragung in das Handelsregister (Genossen- 
schaftsregister) angemeldet hatten. Auf Grund die- 
ser Bestimmungen sind im Saarland etwa 55 Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung und eingetra- 
gene Genossenschaften aufgelöst worden. Bei einem 
Teil dieser Unternehmen muß angenommen werden, 
daß sie schon vorher keine werbende Tätigkeit ent- 
faltet und die Gelegenheit, die § 56 des Gesetzes 
bot, bewußt ergriffen haben, um die Auflösung zu 
erreichen. 

Mehr als 20 Unternehmen sind jedoch aufgelöst 
worden, deren endgültige Auflösung und Abwick- 
lung weder dem Willen der Beteiligten entsprechen 
noch im wirtschaftlichen Interesse der Allgemein- 
heit liegen. Teilweise reichten die Anmeldefristen we- 
gen der Überlastung von Prüfungsverbänden, Rechts- 
und Steuerberatern nicht aus. In einem Falle waren 
Gesellschafter eines Unternehmens französische Fir- 
men, die ihrerseits einer Dachgesellschaft mit Sitz 
in Paris angehörten; eine Gesellschafterversamm- 
lung konnte während der Anmeldefristen nicht zu- 
stande gebracht werden. Bei anderen Unternehmen 
beruhte die Versäumung der Fristen auf einer Ver- 
kettung unglücklicher Umstände. 

Die aufgelösten Gesellschaften sind in ihrer Ge- 
samtheit, einige auch als Einzelunternehmen, von 
erheblicher volkswirtschaftlicher Bedeutung, die 
weit über den räumlichen Bereich des Saarlandes 
hinausgreift. Die sehr erheblichen Kosten einer Neu- 
gründung würden für sie eine untragbare Belastung 
bedeuten. Dabei muß berücksichtigt werden, daß 
ein Großteil der Gesellschaften in der Umstellung 
auf die veränderten Verhältnisse des EWG-Raumes 
begriffen ist. 


Zweck der Auflösungsanordnung des § 56 DMBG 
für das Saarland war es, daß nach dem 30. Juni 1961 
keine werbende Gesellschaft mehr ein Kapital in 
französischen Franken haben sollte. Wird dieser 
Zweck, sei es auch unter Überschreitung der Frist 
des § 56 des Gesetzes, dadurch erreicht, daß das auf- 
gelöste Unternehmen mit einem Fortsetzungsbe- 
schluß die Neufestsetzung beschließt (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2 des Entwurfs), so liegt kein Grund mehr vor, 
die Abwicklung des Unternehmens zu erzwingen. 

Es erscheint auch gerechtfertigt, den betroffenen 
Gesellschaften die Fortsetzung zu ermöglichen, wenn 
man die vergleichbare Regelung des Bilanzrechts 
nach dem D-Markbilanzgesetz vom 21. August 1949 
und seinen Ergänzungen betrachtet. Die Frist des 
§ 80 DMBG, dem § 56 des DMBG für das Saarland 
nachgebildet ist, lief ursprünglich bis zum 31. De- 
zember 1950. Durch § 7 Nrn. 25 und 26 des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes vom 28. Dezember 1950 
wurde sie bis zum 30. Juni 1951 verlängert. Nach 
Ablauf der verlängerten Frist ließ Artikel 1 des 
Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetzes vom 
20. Dezember 1952 die Fortsetzung der aufgelösten 
Gesellschaften bis zum 31. Dezember 1953 zu. 

Zu den Einzelvorschriften des Entwurfs ist zu be- 
merken: 

Die §§ 1 und 2 sind vollinhaltlich den Vorschriften 
des Artikels 1 § 1 Abs, 1 bis 4 und § 2 Abs. 1 und 2 
des Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetzes vom 
20. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 824) nach- 
gebildet. Die wenigen Abweichungen im Text erge- 
ben sich daraus, daß der Entwurf auf die Bestim- 
mungen des DMBG für das Saarland verweist. Zur 
Begründung kann daher auf das Material zum Zwei- 
ten D-Markbilanzergänzungsgesetz (insbesondere 
die BT-Drucksachen Nr. 3342 und 3925 der 1. Wahl- 
periode) verwiesen werden. 

§ 3 stellt klar, daß das Fortsetzungverbot des § 56 
Abs. 5 des DMBG für das Saarland nur insoweit 
durchbrochen wird, als die §§ 1 und 2 die Fortset- 
zung zulassen. 

§ 4 enthält die übliche Berlin-Klausel, § 5 die Be- 
stimmung über das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Auffassung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung erhebt gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Sie ist zwar nicht der Auffassung, daß schon ein 
Vergleich mit der Regelung des D-Markbilanzge- 
setzes vom 21. August 1949 und seiner Ergänzungs- 
gesetze es rechtfertige, den nach § 56 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes für das Saarland 
aufgelösten Gesellschaften und Genossenschaften 
die Fortsetzung zu ermöglichen. Artikel 1 des Zwei- 
ten D-Markbilanzergänzungsgesetzes vom 20. De- 
zember 1952 hat die bis dahin gesetzlich nicht aus- 
drücklich geregelte Frage, ob die wegen nicht recht- 
zeitiger Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
aufgelösten Unternehmen ihre Fortsetzung beschlie- 
ßen können, im Sinne der nach herrschender Mei- 
nung ohnehin bestehenden Rechtslage geklärt, zu- 
gleich aber die Fortsetzungsmöglichkeit durch eine 
Befristung eingeschränkt. Demgegenüber soll durch 
den Entwurf das in § 56 Abs. 5 des D-Markbilanz- 
gesetzes für das Saarland ausdrücklich aufgestellte 
Fortsetzungsverbot nachträglich für eine gewisse 
Zeit außer Kraft gesetzt werden. Grundlage und 
Ziel des Entwurfs sind daher — ■ von anderen Unter- 
schieden der Sach- und Rechtslage abgesehen — mit 
den Regelungen des D-Markbilanzrechts im übrigen 
Bundesgebiet nicht vergleichbar. 

Die Bundesregierung möchte gleichwohl dem Ent- 
wurf nicht widersprechen. Sie geht dabei von der 
Auffassung des Bundesrates aus, daß die etwa 20 
Unternehmen, um die es sich handeln soll, unver- 
schuldet gegen ihren Willen aufgelöst worden sind 
und daß ihnen wegen ihrer volkswirtschaftlichen 
Bedeutung nicht zugemutet werden soll, die Kosten 
für eine Neugründung aufzuwenden. 
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